
SITZUNGSBERICHT — RECHTSSACHE C-346/89 

oder für die Ausgaben, deren Finanzie­
rung der EAGFL gewährleistet, zustän­
dige staatliche Einrichtung gegen Ge­
meinschaftsrecht verstoßen hat. 

2. Der Grundsatz der Wahrung der Vertei­
digungsrechte erfordert nicht, daß die 
Entscheidungen über die monatlichen 
Vorschüsse bezüglich der vom EAGFL 
finanzierten Ausgaben in dem komple­
xen, für den nationalen Jahresrechnungs­
abschluß geltenden kontradiktorischen 

Verfahren erlassen werden; seinen Erfor­
dernissen genügt es, wenn die Entschei­
dungen erst ergehen, nachdem der be­
troffene Mitgliedstaat seinen Standpunkt 
darlegen konnte. Diese Entscheidungen 
haben nämlich nur vorläufigen, provisori­
schen Charakter und unterliegen der 
Überprüfung bis zum Erlaß der Entschei­
dung über den Jahresrechnungsabschluß, 
die alleine die finanzielle Stellung des 
Mitgliedstaats gegenüber dem EAGFL 
endgültig festlegen kann. 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in der Rechtssache C-346 /89 * 

I — Sachverhalt 

1. Gemäß Artikel 1 Absatz 2 sowie den Ar­
tikeln 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates vom 21. April 1970 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrar­
politik (ABl. L 94, S. 13) finanziert die Ab­
teilung Garantie des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirt­
schaft (nachstehend: EAGFL) die Erstattun­
gen bei der Ausfuhr nach dritten Ländern 
und die Interventionen zur Regulierung der 
Agrarmärkte. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsätze 1 
und 2 der Verordnung Nr. 729/70 stellt die 
Kommission den Mitgliedstaaten die für die 
zu leistenden Zahlungen erforderlichen Mit­
tel zur Verfügung. 

Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3, der durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 3183/87 des 
Rates vom 19. Oktober 1987 über beson­
dere Regeln für die Finanzierung der ge­
meinsamen Agrarpolitik (ABl. L 304, S. 1) 
eingefügt und durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2048/88 des Rates vom 24. Juni 
1988 zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 (ABl. L 185, S. 1) geändert 
worden ist, bestimmt: 

„Jedoch werden nach Ausschöpfung der 
dem EAGFL, Abteilung Garantie, für das 
Haushaltsjahr 1987 zugewiesenen Mittel die 
zur Deckung der Ausgaben nach Artikel 1 
Absatz 2 bestimmten finanziellen Mittel von 
den Mitgliedstaaten entsprechend den Be­
dürfnissen ihrer Zahlstellen bereitgestellt.“ 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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Gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a der 
Verordnung Nr. 729/70 entscheidet die 
Kommission nach Anhörung des Fondsaus­
schusses zu Beginn des Jahres über einen 
Vorschuß und im Laufe des Jahres über zu­
sätzliche Zahlungen. Artikel 5 Absatz 2 
Buchstabe a letzter Unterabsatz, der durch 
die Verordnung Nr. 3183/87 eingefügt 
wurde, bestimmt in der durch die Verord­
nung Nr. 2048/88 geänderten Fassung: 

„Ab Januar 1988 entscheidet die Kommis­
sion über die monatlichen Vorschüsse aus­
schließlich auf der Grundlage der buchmä­
ßigen Erfassung der mit den finanziellen 
Mitteln nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 
3 getätigten Ausgaben …“ 

Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b schafft ein 
System jährlicher Rechnungsabschlüsse der 
Dienststellen und nationalen Einrichtungen, 
dessen Einzelheiten in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1723/72 der Kommission vom 
26. Juli 1972 über den Rechnungsabschluß 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garan­
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Garantie (ABl. L 186, S. 1) geregelt sind. 

Die Einzelheiten der Zahlung der monatli­
chen Vorschüsse sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. 2776/88 der Kommission vom 
7. September 1988 über die von den Mit­
gliedstaaten zu übermittelnden Angaben im 
Hinblick auf die Übernahme der vom 
EAGFL, Abteilung Garantie, finanzierten 
Ausgaben (ABl. L 249, S. 9) festgelegt, die 
an die Stelle der Verordnung (EWG) Nr. 
3184/83 der Kommission vom 31. Oktober 
1983 über die Vorschußregelung für die 
vom EAGFL, Abteilung Garantie, finanzier­
ten Ausgaben (ABl. L 320, S. 1) getreten 
ist. 

Artikel 3 Absatz 1 dieser Verordnung lautet: 

„Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
fernschriftlich spätestens am zweiten Werk­
tag einer jeden Woche den Gesamtbetrag 
der seit Beginn des Monats bis zum Ende 
der vorangegangenen Woche gezahlten 
Ausgaben mit.“ 

Artikel 3 Absatz 5 bestimmt: 

„Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kom­
mission monatlich, spätestens zum 20. eines 
jeden Monats und in dreifacher Ausferti­
gung, die Unterlagen für die vom Gemein­
schaftshaushalt zu übernehmenden, im Vor­
monat geleisteten Ausgaben.“ 

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 überweist die 
Kommission auf der Grundlage dieser über­
mittelten Angaben die monatlichen Vor­
schüsse. Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 
bestimmt: 

„Die Kommission kann … nach vorheriger 
Unterrichtung der betreffenden Mitglied­
staaten die Zahlung der Voschüsse an die 
Mitgliedstaaten zurückhalten, deren Mittei­
lungen gemäß Artikel 3 verspätet bei ihr 
eintreffen oder Unstimmigkeiten enthalten, 
die zusätzliche Überprüfungen notwendig 
machen.“ 

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 müssen die für 
einen Monat angegebenen Ausgaben den im 
Laufe des betreffenden Monats tatsächlich 
getätigten Zahlungen und Einnahmen ent­
sprechen. 

Gemäß Artikel 6 der Entscheidung 
88/377/EWG des Rates vom 24. Juni 1988 
betreffend die Haushaltsdisziplin (ABl. 
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L 185, S. 29) führt die Kommission ein 
wirksames Frühwarnsystem in bezug auf die 
Ausgabenentwicklung des EAGFL, Abtei­
lung Garantie, ein; die Kommission wendet 
die ihr zur Verfügung stehenden Steue­
rungsmaßnahmen an, wenn die Verlaufs­
kurve der tatsächlichen Ausgaben das vorge­
gebene Profil, das die Kommission für jedes 
Kapitel des EAGFL, Abteilung Garantie, 
festgelegt hat, überschreitet oder zu über­
schreiten droht. 

Gemäß Artikel 97 der Haushaltsordnung 
vom 21. Dezember 1977 für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemein­
schaften (ABl. L 356, S. 1), der die Mittel­
bindung und die Verbuchung der Zahlun­
gen für den Bereich EAGFL, Abteilung Ga­
rantie, betrifft, bestimmt, daß diese Vor­
schrift unbeschadet des in der Verordnung 
Nr. 729/70 vorgesehenen Rechnungsab­
schlusses gilt. Artikel 99 der Haushaltsord­
nung in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2049/88 des Rates vom 24. Juni 
1988 (ABl. L 185, S. 3) enthält den Hin­
weis, daß das in Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 729/70 vorgesehene Rechnungsab­
schlußverfahren den Zweck verfolgt, die 
Höhe der Ausgaben festzustellen, die als zu 
Lasten des EAGFL gehend anerkannt wer­
den müssen. 

Gemäß Artikel 7 der Entscheidung 
88/377/EWG erfolgt die monatliche Vor­
auszahlung aus dem EAGFL, Abteilung Ga­
rantie, auf der Grundlage der Daten, die die 
Mitgliedstaaten übermitteln. 

2. Mit Fernschreiben vom 28. Juli 1989 wies 
die Kommission die Mitgliedstaaten darauf 
hin, daß gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 1546/88 der Kommission vom 3. Juni 
1988 mit den Durchführungsbestimmungen 
für die Zusatzabgabe im Sektor Milch (ABl. 
L 139, S. 12) die Abgaben aus der Milch­
quotenregelung für den abgelaufenen 
Zwölfmonatszeitraum, d. h. für das Wirt­
schaftsjahr 1988/89, spätestens am 30. Juni 
1989 verbucht werden müßten. 

3. Nach Ansicht der Kommission hatte es 
die Italienische Republik unter Verstoß ge­
gen die Verordnung Nr. 1546/88 unterlas­
sen, bestimmte Abgaben während des mit 
dem 31. März 1989 endenden Wirtschafts­
jahrs 1988/1989 einzunehmen und die frag­
lichen Zahlungen vor dem 30. Juni 1989 zu 
leisten; die Kommission zog deshalb in der 
Entscheidung vom 30. August 1989 über die 
Gewährung von Vorschüssen auf der 
Grundlage der buchmäßigen Erfassung der 
von der Abteilung Garantie des EAGFL 
finanzierten Ausgaben einen Betrag von 
47 164 600 000 LIT von den Ausgaben ab, 
die die Italienische Republik nach ihren An­
gaben im Juli 1989 gemacht hatte. 

In einem Vermerk vom 12. Oktober 1989 
stützte die Kommission diese Entscheidung 
auf drei Gründe: 

— Sie habe mit der im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften (ABl. 1983, 
C 318, S. 3) veröffentlichten Mitteilung 
angekündigt, daß sie sich das Recht vor­
behalte, die Zahlung der monatlichen 
Vorschüsse der Abteilung Garantie des 
EAGFL angesichts der durch ein un­
rechtmäßiges Verhalten der Mitglied­
staaten verursachten, die Gemeinschafts­
maßnahmen direkt beeinträchtigenden 
Ausgaben abzulehnen; 

— nach der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofes dürften der Abteilung Ga­
rantie des EAGFL nur Ausgaben angela­
stet werden, die den Rechtsvorschriften 
für die Landwirtschaft entsprächen; 

— nach Artikel 6 der Entscheidung 88/377 
könne sie von ihren Verwaltungsbefug­
nissen Gebrauch machen, wenn der vor­
gesehene Mittelansatz aufgrund der Ent­
wicklung der tatsächlichen Ausgaben 
überschritten zu werden drohe oder 
überschritten werde. 
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II — Schriftliches Verfahren und Anträge 
der Parteien 

1. Die Klage der Italienischen Republik ist 
am 9. November 1989 in das Register der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen wor­
den. 

2. Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des General­
anwalts beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme 
zu eröffnen. 

3. Die Italienische Republik beantragt, 

— die streitige Entscheidung insoweit für 
rechtswidrig zu erklären und aufzuhe­
ben, als diese die monatlichen Vor­
schüsse auf die Übernahme der von Ita­
lien im Juli 1989 getätigten Ausgaben 
durch den EAGFL um 47 164 600 000 
LIT gekürzt hat; 

— der Kommission die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

4. Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen; 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

III — Vorbringen der Parteien 

1. Die Italienische Republik macht zunächst 
geltend, es gehe nicht um die Frage, ob Ita­
lien ein Versäumnis bei der Erhebung der 
Milchabgabe vorzuwerfen sei, sondern al­
lein darum, ob die Kommission die den 
Mitgliedstaaten gewährten monatlichen 
Vorschüsse kürzen könne. Die von der 
Kommission für Kürzungen monatlicher 
Vorschüsse angeführten Präzedenzfälle 
seien nicht erheblich, da es sich nicht um 
eine ständige, geschweige denn eine zwin­
gende Verwaltungspraxis handele. 

Die mit der Verordnung Nr. 729/70 ein­
geführten Finanzierungsmechanismen des 
EAGFL sähen neben dem Rechnungsab­
schluß nach der Verordnung Nr. 1723/72 
ein in den Verordnungen Nrn. 3183/87 und 
2776/88 geregeltes Vorschußverfahren vor. 

Aus diesen Verordnungen ergebe sich, daß 
die Kommission den Mitgliedstaaten im 
Laufe des Jahres auf der Grundlage einfa­
cher monatlicher Mitteilungen dieser Staa­
ten monatliche Vorschüsse zahle, ohne prü­
fen zu können, ob die angegebenen Ausga­
ben im Einklang mit der Gemeinschaftsrege­
lung gestanden hätten; sie sei nur befugt, 
die Zahlung des Vorschusses aus formalen 
Gründen zurückzuhalten. 

Folge man der Auffassung der Kommission, 
so bedeute dies entweder, daß man sie ein­
seitig und ohne daß die Mitgliedstaaten sich 
verteidigen könnten, darüber entscheiden 
lasse, ob diesem Versäumnisse vorzuwerfen 
seien, oder daß man dauernde, sich über 
Jahre hinziehende Streitigkeiten und damit 
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die Gefahr einer ungerechtfertigten Zu­
nahme der Gerichtsverfahren heraufbe­
schwöre. 

Die Kommission könne die Verordnung Nr. 
729/70 in der geänderten Fassung, und 
zwar insbesondere ihre Artikel 1 bis 5, wo­
nach die getätigten Ausgaben im Einklang 
mit dem Gemeinschaftsrecht geleistet wor­
den sein müßten, nicht so auslegen, daß sie 
damit ermächtigt werde, diese Übereinstim­
mung im Rahmen der Gewährung der mo­
natlichen Vorschüsse zu prüfen. Die Prü­
fung der Verordnungen Nrn. 729/70, 
1723/72 und 2776/88 zeige nämlich eindeu­
tig, daß bei den monatlichen Vorschüssen 
die Überprüfung der Mitteilung des Mit­
gliedstaats durch die Kommission nur eine 
Kontrolle der formalen Übereinstimmung 
sei, während die spätere Prüfung der Jahres-
gesamtrechnungen eine dem kontradiktori­
schen Grundsatz unterliegende Prüfung in 
der Sache sei. 

Die von der Kommission in ihrem Vermerk 
vom 12. Oktober 1985 angeführten Recht­
fertigungsgründe gingen fehl. Die Mittei­
lung von 1983 habe nicht nur keinerlei 
rechtliche Bedeutung und betreffe zudem 
ein anderes Gebiet, nämlich die staatlichen 
Beihilfen. Die Rechtsprechung des Gerichts­
hofes zur Übernahme von Ausgaben zu La­
sten des EAGFL beziehe sich nur auf den 
jährlichen Rechnungsabschluß. Das mit der 
Entscheidung 88/377 eingeführte Früh­
warnsystem komme nicht zur Anwendung, 
da die hierfür erforderlichen Voraussetzun­
gen nicht vorlägen. 

Artikel 97 der Haushaltsordnung sehe für 
die gemäß Artikel 4 der Verordnung Nr. 
729/70 getätigten Ausgaben nur eine Prü­
fung der von den Mitgliedstaaten entspre­
chend der Verordnung Nr. 2776/88 über­
mittelten Aufstellungen vor. 

Die Kommission könne nicht geltend ma­
chen, daß die Weigerung, ihr das Recht zur 
Kürzung der Vorschüsse für Staaten zuzu­
erkennen, die nicht im Einklang mit der Ge­
meinschaftsregelung stehende Ausgaben ge­
tätigt hätten, mittelbar nachteilige Folgen 
für die anderen Staaten habe. Daß erst 
beim jährlichen Rechnungsabschluß geprüft 
werde, ob eine Ausgabe im Einklang mit 
dem Gemeinschaftsrecht stehe, könne näm­
lich das Gleichgewicht zwischen den Staaten 
hinsichtlich der Verteilung der Mittel für 
die Durchführung der gemeinsamen Agrar­
politik gewiß nicht verschieben und einem 
Staat Vorteile zu Lasten eines anderen ver­
schaffen. 

2. Die Kommission weist auf die Bedeutung 
hin, die der Rechtsstreit insofern habe, als 
darüber entschieden werden müsse, ob sie 
schon im Vorschußverfahren prüfen könne, 
ob die von den Mitgliedstaaten geltend ge­
machten Ausgaben nach den Gemeinschafts­
vorschriften vorgenommen worden seien, 
oder ob sie zu dieser Prüfung erst beim Jah­
resabschluß berechtigt sei. 

Sie verweist im übrigen auf frühere Fälle, in 
denen sie Kürzungen bei der Festsetzung 
der monatlichen Vorschüsse vorgenommen 
habe. 

Durch die Verordnungen Nrn. 3183/87 und 
2048/88 seien auch die zusätzlichen Zah­
lungen in monatliche Zahlungen im Laufe 
des Jahres umgewandelt worden, die sich 
nicht mehr auf geschätzte zukünftige Aus­
gaben, sondern auf tatsächliche Ausgaben 
bezögen. Zur Definition dieser Ausgaben 
verweise die Regelung auf Artikel 1 Absatz 
2 und die Artikel 2 und 3 der Verordnung 
Nr. 729/70, wonach nur die im Einklang 
mit dem Gemeinschaftsrecht geleisteten 
Ausgaben finanziert werden könnten. Die 
Umstellung des Vorschußsystems auf ein 
System der verschobenen Übernahme setze 
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eine nachträgliche Prüfung voraus, ob die 
Ausgaben im Einklang mit dem Gemein­
schaftsrecht geleistet worden seien. Die Ver­
ordnung Nr. 2776/88 könne nicht dahin 
ausgelegt werden, daß sie nur formale Kon­
trollen zulasse; diese Regelung müsse näm­
lich im Einklang mit Artikel 5 Absatz 2 
Buchstabe a, aber auch den Artikeln 2 und 
3 der Verordnung Nr. 729/70 angewandt 
werden, wonach nur die im Einklang mit 
dem Gemeinschaftsrecht geleisteten Ausga­
ben finanziert werden könnten. 

Die Artikel 3 Absatz 5 und 4 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 2776/88 ermöglichten eine 
materielle Prüfung der getätigten Ausgaben. 
Diese Prüfung sei nach der Haushaltsord­
nung ausdrücklich vorgeschrieben. Auch die 
Tatsache, daß Artikel 5 der Verordnung Nr. 
729/70 die Entscheidung der Kommission 
über die Vorschüsse von der Anhörung des 
Fondsausschusses abhängig mache, zeige, 
daß dieses Verfahren nicht rein formaler 
Natur sei. Die Kommission habe im übrigen 
in ihrer Mitteilung von 1983 darauf hinge­
wiesen, daß sie im Vorschußverfahren Aus­
gaben nicht berücksichtigen werde, die un­
ter Verstoß gegen gemeinschaftsrechtliche 
Vorschriften geleistet würden. 

Von der Möglichkeit, im Vorschußverfah­
ren zu überprüfen, ob die mitgeteilten Aus­
gaben mit den gemeinschaftsrechtlichen 

Vorschriften im Einklang stünden, müsse 
seit 1988 zwingend Gebrauch gemacht wer­
den, wenn sich die Gefahr einer Überschrei­
tung der verfügbaren Haushaltsmittel ab­
zeichne. 

Artikel 6 der Entscheidung 88/377 betref­
fend die Haushaltsdisziplin ermächtige die 
Kommission ausdrücklich zu Steuerungs­
maßnahmen zur Stabilisierung der Ausgaben 
einschließlich einer Kürzung der monatli­
chen Vorschüsse, wenn die Ausgaben nicht 
im Einklang mit dem Gemeinschaftsiecht 
getätigt worden seien. Darauf, ob diese 
Vorschrift eine selbständige Rechtsgrund­
lage für diese Kürzungsmaßnahmen sei, 
komme es nicht an, da Artikel 5 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit den Artikeln 
2, 3 und 4 der Verordnung Nr. 729/70 
diese Rechtsgrundlage darstelle. Würde man 
einer anderen Auslegung folgen, so würde 
das nicht nur bedeuten, daß ein Staat, der 
Ausgaben unter Verstoß gegen das Gemein­
schaftsrecht geleistet habe, bis zum Rech­
nungsabschluß von den Folgen eines solchen 
Verstoßes verschont bliebe, sondern daß 
darüber hinaus die Kommission unbeteilig­
ten Mitgliedstaaten dadurch zu Unrecht La­
sten auferlegen müßte, daß sie Mittel in an­
deren Kapiteln kürzte oder sogar eine Ver­
schärfung der Stabilisatoren vorschlüge. 

F. A. Schockweiler 
Berichterstatter 
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